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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Thomas Kreuzer, Karl Freller, Jo-
sef Zellmeier, Erwin Huber, Jürgen Baumgärtner, 
Dr. Otmar Bernhard, Markus Blume, Petra Detten-
höfer, Alexander Flierl, Christine Haderthauer, 
Florian Hölzl, Klaus Holetschek, Dr. Gerhard 
Hopp, Sandro Kirchner, Walter Nussel, Helmut 
Radlmeier, Tobias Reiß, Dr. Franz Rieger, Eber-
hard Rotter, Dr. Harald Schwartz, Sylvia Stiers-
torfer und Fraktion (CSU) 

Bundeseinheitliche Netzentgelte im Übertragungs-
netz 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag spricht sich dafür aus, dass die im Zuge 
der Energiewende auf der Ebene der Übertragungs-
netze (Höchstspannungsebene) anfallenden Kosten 
bundesweit gerechter verteilt werden. 

Die Staatsregierung wird daher aufgefordert, sich auf 
Bundesebene im parlamentarischen Verfahren dafür 
einzusetzen, dass in dem aktuell vorliegenden Regie-
rungsentwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der 
Netzentgeltstruktur (NEMoG) wieder eine Ermächti-
gungsgrundlage für die Schaffung eines bundesweit 
einheitlichen Netzentgelts für die Ebene der Übertra-
gungsnetze eingefügt wird, um möglichst zügig eine 
gerechtere Lastenverteilung zu erreichen. 

 

 

Begründung: 

Das Bundeskabinett hat am 25. Januar 2017 den 
Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Netz-
entgeltstruktur (NEMoG) beschlossen, den das Bun-
desministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) 
vorgelegt hatte. Im Gegensatz zu einer früheren Ent-
wurfsfassung des NEMoG hat das BMWi aus der 
aktuellen Fassung die zuvor noch vorgesehene 
Schaffung einer Verordnungsermächtigung für ein 
bundesweit einheitliches Netzentgelt für die vier Be-
treiber der Übertragungsnetze in der Bundesrepublik 

Deutschland ersatzlos gestrichen. Dem Vernehmen 
nach wurde diese Streichung auf Veranlassung der 
nordrhein-westfälischen Landesregierung und der dort 
ansässigen Industrieunternehmen vorgenommen, die 
bei Einführung eines bundesweit einheitlichen Netz-
entgelts für die Ebene der Übertragungsnetze ein 
Ansteigen der Netzentgelte in Nordrhein-Westfalen 
erwarten. 

Die gegenwärtige Systematik der Netzentgelte sieht 
im Energiewirtschaftsgesetz (EnWG) und der hierauf 
basierenden Stromnetzentgeltverordnung (StromNEV) 
vor, dass jeder der vier Betreiber der Übertragungs-
netze über ein gesondertes Netzentgelt verfügt, das 
innerhalb seiner Regelzone Anwendung findet. Der 
größte Teil des Freistaates Bayern liegt in der Regel-
zone des Übertragungsnetzbetreibers Tennet TSO 
(Tennet). 

In das gesonderte Netzentgelt fließen die innerhalb 
der jeweiligen Regelzone anfallenden Kosten für 
netzstabilisierende Maßnahmen der Betreiber der 
Übertragungsnetze, wie Redispatch, Einspeisema-
nagement und Netzreserve, sowie der im Rahmen der 
Energiewende anstehende Netzausbau (z. B. Südost-
Link) ein. Diese Kosten führen derzeit zu einem deut-
lich ansteigenden Niveau der Netzentgelte in den 
Regelzonen der Tennet und der 50 Hertz Tranmission 
GmbH. In den übrigen Regelzonen steigen die Netz-
entgelte nur verhältnismäßig leicht an. 

Die regional ungleiche Lastenverteilung der Kosten 
der Energiewende zwischen den vier Übertragungs-
netzbetreibern ist kritisch zu bewerten, da sie zu ei-
nem überproportional starken Ansteigen der Netzent-
gelte und damit letztlich der Strompreise in den von 
der Energiewende stark betroffenen Regelzonen führt. 
So werden die Netzkunden im Freistaat Bayern nach 
dem derzeit geltenden System durch die massiv ge-
stiegenen Netzentgelte des Übertragungsnetzbetrei-
bers Tennet übermäßig belastet. Die Höhe der Strom-
preise hat jedoch einen erheblichen Einfluss auf die 
Wettbewerbsfähigkeit der Industrie und des produzie-
renden Gewerbes im Freistaat Bayern. Vor diesem 
Hintergrund ist eine gerechtere Lastenverteilung der 
durch die Energiewende auf der Ebene der Übertra-
gungsnetze verursachten Kosten über ein bundesweit 
einheitliches Netzentgelt geboten. 

 

 

 


